
Menschenrechte berufen sich auf das Naturrecht:  
Aufgrund ihrer menschlichen Natur und aus vernünftigen 
Gründen besitzen alle Menschen ( universell), unabhän-
gig von ihrer Herkunft, ihrer Religion, ihrem Geschlecht usw. 
die gleichen ( egalitären) angeborenen nicht verhandel-
baren ( unveräußerlichen) Rechte, die jeder Person indi-
viduell zukommen. Die einzelnen Menschenrechte bestehen 
unabhängig davon, ob ein Staat sie missachtet oder schützt 
( vorstaatlich), und können nicht aufgespalten werden 
( unteilbar). Es handelt sich um fundamentale Rechte, in-
sofern sie die grundlegenden moralischen Werte formulie-
ren, auf denen jede Demokratie aufbaut, und das Minimum 
dessen darstellen, was jeder Person an Rechten zusteht. 
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1864 ereignete sich vor den weitgehend unbewohnten 
Aucklandinseln ein Schiffsunglück: Der Segler Grafton ken-
terte, seine fünf Mann starke Besatzung rettete sich an 
Land. Dort überlebten sie ganze 18 Monate, indem sie Re-
geln für ihr Zusammenleben aufstellten und solidarisch zu-
sammenarbeiteten. Ihnen gelang es sogar, das havarierte 
Schiff so umzubauen, dass drei von ihnen nach Neuseeland 
zurücksegeln und Hilfe holen konnten. Versetzen Sie sich in 
die fünf Schiffbrüchigen auf der Insel hinein: Über welche 
Aspekte ihres Lebens hätten Sie selbst in dieser bedrohli-
chen Extremsituation weiterhin selbst entscheiden, welche 
ihrer Rechte hätten Sie nicht aufgeben wollen? Bei den Ant-
worten auf diese Fragen handelt es sich wahrscheinlich um 
Menschenrechte.

Positives Recht bezeichnet die niedergeschriebenen,  
legal zustande gekommenen, in einem bestimmten  
Gebiet zu einer bestimmten Zeit gültigen Rechtsnormen. 
Im deutschen Grundgesetz sind die Menschenrechte als 
Grundrechte verankert.

GRUND- UND MENSCHENRECHTE



UN-Zivilpakt
UN-Sozialpakt

Allg. Erklärung 
der Menschen-
rechte der Ver-
einten Nationen

Nach dem Zweiten Weltkrieg 
stellen die Vereinten  

Nationen fest, dass „die 
Nichtanerkennung und  

Verachtung der Menschen­
rechte zu Akten der Barbarei 

geführt“ habe, „die das  
Gewissen der Menschheit mit 

Empörung erfüllen“. Daher 
schaffen sie einen  

umfassenden Menschen­
rechtskatalog als Grund­
baustein des Völkerrechts. 

Die beiden Pakte garantieren 
bürgerliche und politische 
Freiheitsrechte der ersten  

Generation der Menschen­
rechte (Zivilpakt) bzw. 

wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte der zwei­
ten Generation (Sozialpakt). 

Rechte der dritten Generation 
werden diskutiert und sollen 
v.a. Gruppen des globalen  
Südens Teilhabe durch z.B.  
ein Recht auf Entwicklung 
oder auf saubere Umwelt  

ermöglichen.   
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ENTWICKLUNG DER GRUND- 
UND MENSCHENRECHTE

Ideen Chronologie

1215

1948

1966

Englische Adelige erstreiten 
sich gegenüber dem  

Monarchen u.a. das Recht  
auf Eigentum und auf ein 

ordentliches Gerichts­
verfahren.

„…dass alle Menschen gleich  
geschaffen sind; dass sie von 
ihrem Schöpfer mit gewissen 

unveräußerlichen Rechten 
ausgestattet sind; dass dazu 

Leben, Freiheit und das  
Streben nach Glück gehören;“

Amerikanische 
Unabhängig-
keitserklärung

Magna
Charta

„Die Freiheit besteht darin, 
alles tun zu dürfen, was einem 

anderen nicht schadet:  
Die Ausübung der natürlichen 
Rechte eines jeden Menschen 

hat also nur die Grenzen, 
die den anderen Mitgliedern 
der Gesellschaft den Genuss 
ebendieser Rechte sichern.“

Französische 
Erklärung der 

Menschen- und 
Bürgerrechte

John Locke (1632-1704):  
Der Zweck des Staates ist 

die Durchsetzung der natür­
lichen Rechte der Bürger auf 
u.a. Freiheit, Eigentum und 

Unverletzlichkeit der Person. 
Andernfalls haben Bürger ein 

Recht auf Widerstand. 

1690

1785

Immanuel Kant (1724-1804): 
„Handle so, dass du die 
Menschheit, sowohl in  
deiner Person als in der  

Person eines jeden anderen, 
jederzeit zugleich als Zweck, 

niemals bloß als Mittel  
brauchest.“ Das gilt auch für 

den Staat, der Menschen nicht 
als Objekt, mit dem man ein 
Ziel erreicht, sondern auf­
grund ihrer Würde nur als 

Selbstzweck behandeln darf.

Menschenrechte 
als Völkerrecht

1776

1789

Immanuel Kant, Abbildung: Jürgen Lindenburger/ima­
geBROKER/Süddeutsche Zeitung Photo

John Locke, Abbildung: Sunny Celeste/imageBROKER/
Süddeutsche Zeitung Photo

Eleanor Roosevelt, Menschenrechtsaktivistin, Diplomatin 
und Gattin des damaligen US-Präsidenten Franklin D. 
Roosevelt mit der Allgemeinen Erklärung der Menschen­
rechte 1948, Foto: Amerika Haus/Süddeutsche Zeitung 
Photo
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Chronologie der Ereignisse

1849
Der erste deutsche Verfassungsentwurf wird von der 

Frankfurter Nationalversammlung in der Paulskirche 
formuliert. Da dort vor allem das gegen Unterdrückung 

und Zensur revoltierende liberale Bürgertum tagt, ist der 
Entwurf geprägt von politischen Abwehrrechten des In­
dividuums gegen staatliche Willkür; soziale Grundrechte 
spielen keine zentrale Rolle. Auch wenn die Verfassung 
mit der Revolution scheitert – viele Formulierungen fin­
den hundert Jahre später Eingang in das Grundgesetz 

der Bundesrepublik.

1919

Die Weimarer Republik gibt sich als erste deutsche 
Demokratie eine Verfassung, die soziale Rechte mit 

politischen Freiheitsvorstellungen verbindet. Die Grund-
rechte lässt die Verfassung allerdings ungeschützt, sie 
sind Sache der aktuellen parlamentarischen Mehrheit 

und des Reichspräsidenten. Das 1918 eingeführte Wahl-
recht für Frauen wird bei der Wahl zur Nationalver­

sammlung am 19. Januar 1919 zum ersten Mal  
angewendet.

1933

Reichspräsident Hindenburg erlässt nach dem Reichs­
tagsbrand die Verordnung „zum Schutz von Volk und 

Staat“, wodurch die Grundrechte eingeschränkt werden, 
angeblich zur Verfolgung kommunistischer Staatsfeinde. 
Die endgültige Machtübernahme der Nationalsozialisten 

folgt, indem der Reichstag das Gesetz „zur Behebung 
der Not von Volk und Reich“ beschließt: Die national­
sozialistische Regierung kann nun der Verfassung zu­
widerlaufende Gesetze erlassen sowie die Verfassung 
selbst – und damit die Grundrechte – ändern und so  

die totalitäre Diktatur errichten. 

1948
Auf Initiative der Alliierten berufen die Minister­
präsidenten der westlichen Besatzungszonen auf 
der Herreninsel im Chiemsee einen Verfassungs­
konvent ein, der den Entwurf einer Verfassung 
für die Bundesrepublik Deutschland erarbeitet. 

Er beginnt mit den später nicht ins Grundgesetz 
übernommenen Worten: „Der Staat ist um des 
Menschen willen da, nicht der Mensch um des 
Staates willen.“ (Art. 1 Abs. 1) – Entsprechend 
konsequent schützt der Entwurf die Grund-
rechte, um eine Wiederholung der Fehler von 

Weimar zu verhindern.

1949
Der von den westdeutschen Landtagen gewählte 
Parlamentarische Rat verabschiedet am 23. Mai 
das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch­

land: Die Gestaltung der Grundrechte wird 
wesentlich aus dem Entwurf von Herrenchiem­

see übernommen. 

Gestaltungselement der 
neuen Dauerausstellung 

auf Herrenchiemsee 
Foto: Maria Irl

Paulskirchenversammlung 1848/48; Abbildung: picture alliance/Bianchetti/Leemage

Demonstration von Frauen, München 1919,  
Foto: Süddeutsche Zeitung Photo

Ansicht eines Ausstellungsraumes in der neuen  
Dauerausstellung auf Herrenchiemsee, Foto: BSV

Paul von Hindenburg, Abbildung: Blanc  
Kunstverlag/Süddeutsche Zeitung 
Photo
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GRUNDRECHTE IM GRUNDGESETZ

„Die Würde des Menschen ist  
unantastbar. Sie zu achten und  
zu schützen ist Verpflichtung  

aller staatlichen Gewalt.“  
(Art. 1 Abs. 1 GG)

Die Menschenwürde 
begründet die  
Grundrechte.

Die Grundrechte 
konkretisieren  

den abstrakten 
 Wert der 

 Menschen- 
würde.

Der Staat ermöglicht 
durch Teilnahmerechte 

die politische Mitwirkung 
aller:

Der Staat schützt durch 
Freiheitsrechte das Indivi-
duum vor Übergriffen der 

staatlichen Gewalt:

Der Staat sichert durch 
Leistungsrechte die  

soziale Teilhabe aller: 

Art. 17 GG:  
Petitionsrecht:  

Recht zur Beschwerde bei 
Behörden und Parlament 

Art. 33 Abs. 2 GG:  
Übernahme öffentlicher 

Ämter

Art. 38 GG:  
Wahlrecht

Art. 8 GG:  
Versammlungsfreiheit

Art. 2 GG:  
Freie Entfaltung der  
Persönlichkeit, Leben, 

körperliche Unversehrtheit

Art. 4 Abs. 1, 2 GG: 
Religionsfreiheit

Art. 12 Abs. 1 GG:  
Freie Wahl der  

Ausbildungsstätte

Art. 6 Abs. 4 GG:  
Schutz von Müttern

Art. 3 GG:  
Diskriminierungsverbot

Art. 5 Abs. 1 GG:  
Meinungs- und  
Pressefreiheit 

Art. 10 Abs. 1 GG:  
Brief-, Post- und 

Fernmeldegeheimnis

 Menschenrechte,  wie z.B. das Diskriminierungsverbot (Art. 3 GG), kommen jeder Person zu, während  Bürgerrechte,  
wie z.B. die Versammlungsfreiheit (Art. 8 GG), nur für deutsche Staatsangehörige gelten. Die Grafik zeigt ausgewählte 
Beispiele der Grundrechte im deutschen Grundgesetz.
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DAS GRUNDGESETZ: VERFASSUNGSKERN 
UND WEHRHAFTE DEMOKRATIE

Obwohl das Grundgesetz seit seiner Verkündung 1949 bereits  mehr als sechzig Mal  geändert worden  ist, ist sein Wesenskern –  
 die freiheitlich-demokratische Grundordnung  – stets unverändert erhalten geblieben. Das Grundgesetz versteht sich selbst nicht 
als ein Katalog neutraler Spielregeln für die Gesellschaft, sondern als  wertbasiertes Bekenntnis zur Menschenwürde sowie den  
 Verfassungsprinzipien Demokratie, Rechtsstaat, Bundes- und Sozialstaat . Diese freiheitlich-demokratische Grundordnung wird 
von der Verfassung notfalls mit den  Mitteln der wehrhaften Demokratie  gegen ihre Feinde verteidigt.

Art.	1		  Menschenwürde
Abs.	1
Abs.	3			  Grundrechtsbindung

Art.	2-19	 Grundrechte
Art.	 9		
Abs.	2			  Vereinigungsverbot

Art. 18		  Verwirkung von 
				    Grundrechten

Art. 19		
Abs.	2			  Wesensgehaltgarantie
Abs.	4			  Einklagbarkeit von 
				    Grundrechten

Art.	20		  Verfassungsprinzipien
Abs.	4			  Widerstandsrecht

Art. 21		
Abs.	2			  Parteiverbot

Art. 79		
Abs.	2			  Grundgesetzänderung
 				    durch Bundesrat und 
				    Bundestag

Abs.	3		  Ewigkeitsklausel

Vereinigungen 
zur Bekämpfung 

der Wert-
ordnung des GG 
können verboten 

werden.

Wer sich durch 
geltendes Recht in 

den eigenen Grund-
rechten verletzt 

sieht, kann diese vor 
Gericht einklagen.

Bei drohender 
Abschaffung der 

Wertordnung 
des GG ist 
Widerstand  

notfalls legal.

Parteien, die die 
Wertordnung 

des GG  
bekämpfen, 

können verboten 
werden.

Wer  
Grundrechte 
missbraucht,  
um gegen die 
Wertordnung 

des GG zu 
kämpfen, kann 
diese Rechte 
verwirken.

Das Grundrecht 
auf Freiheit des 

Einen endet 
dort, wo die 

Freiheit des An-
deren beginnt: 
Diese Grenze 

zu bestimmen, 
ist Aufgabe des 
Gesetzgebers, 

der dabei 
Grundrechte 
zwangsläufig 
einschränkt, 
ohne sie in 

ihrem Wesens-
kern zu ver-

letzen. 

Bundestag und 
Bundesrat  

können  
gemeinsam  
mit jeweils  
Zweidrittel-

mehrheit das GG 
ändern, um eine 

fortlaufende 
Anpassung des 
Textes an neue 
gesellschaftli-
che Realitäten 

zu ermöglichen. 

‚Ewiges‘ Verbot der Änderung 
des GG, wenn die Gliederung 

des Bundes in Länder, die 
grundsätzliche Mitwirkung der 
Länder bei der Gesetzgebung, 
die Verfassungsprinzipien in 
Art. 20 oder der Schutz der 

Menschenwürde berührt sind.

Eine Änderung 
von Art. 20 ist 
nicht möglich: 
Die Bundes-

republik besteht 
aus Bundes-

ländern, ist eine 
Demokratie und 
ein Sozialstaat, 

der sich an  
geltendes Recht 

hält. Gesetze dürfen 
Grundrechte 

nicht verletzen.

Eine Änderung von 
Art. 1 Abs. 1 ist 
nicht möglich. 
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